
 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Ehrenamtliche und Helferkreise,  
 
heute möchten wir Sie gerne wieder über einige interessante Neuigkeiten informieren:  
 
1. Ausstellung "Only Human" vom 23. April - 04. Mai 2018 im Landratsamt Würzburg  
Vom 23. April 2018 bis zum 4. Mai 2018 werden wir in Kooperation mit der Aidsberatung 
Unterfranken, den Maltesern, der DAK-Gesundheit und dem Landkreis Würzburg die 
interaktive Ausstellung "Only Human. Leben. Lieben. Mensch sein." im Landratsamt 
Würzburg zeigen (Zeppelinstraße 15, 97072 Würzburg). In der Ausstellung geht es um 
Männer- und Frauengesundheit, sexuell übertragbare Krankheiten sowie Rollenbilder und 
Beziehungen. Zielgruppe sind Geflüchtete, ehrenamtliche Helfer und die interessierte 
Öffentlichkeit. Wir laden Sie herzlich zu unserer öffentlichen Führung am 3. Mai 2018 um 
16:00 Uhr ein! Weitere Informationen finden Sie in der angehängten Einladung (PDF 
Einladung_Only_Human_Öffentliche_Führung). Um uns die Planung zu erleichtern bitten wir 
um eine formlose Anmeldung per E-Mail oder Telefon. Auch bei der Eröffnung der 
Ausstellung am 23. April um 11:00 Uhr sind alle Interessierten willkommen! (PDF 
Einladung_Only_Human_Eröffnung). Außerdem besteht die Möglichkeit, sich selbst an den 
Führungen durch die Ausstellung zu beteiligen und als Ausstellungsführer/in 1-2 Gruppen 
durch die Ausstellung zu begleiten. Wer sich hierfür interessiert, kann sich gerne bei uns 
melden. 

    
2. Workshop der Würzburger Bahnhofsmission „Demokratie ist Vielfalt“ am 21. April 
2018 
Wie begegne ich gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit in der sozialen Arbeit? Dieser 
Frage widmet sich ein Workshop am 21. April, den die Bahnhofsmission ausrichtet. Denn 
Haupt- und Ehrenamtliche in Einrichtungen wie der Bahnhofsmission, dem Caritasladen 
oder in der Flüchtlingsarbeit werden immer wieder mit verschiedenen demokratie- oder 
menschenfeindlichen Verhaltensweisen konfrontiert. Darauf soll der Workshop die Haupt- 
und Ehrenamtlichen durch Informationen und praxisnahe Übungen besser vorbereiten. Der 
Workshop findet von 09:00 bis 16:00 Uhr in der WVV (Bahnhofsstr. 12-18 97070 Würzburg) 
statt. Anmeldungen sind nur noch heute möglich. Das Informationsblatt und das 
Anmeldeformular sind angehängt (PDF180421_Demokratie ist Vielfalt – Einladung & 
180421_Demokratie ist Vielfalt Anmeldung). 

    

3. „Dancing Queen“ – Integrativer Tanzkurs für geflüchtete Frauen und ehrenamtliche 
Helferinnen in Würzburg 
In einem neuen Angebot der Malteser und der Freien Turnerschaft Würzburg können Frauen 
mit und ohne Fluchthintergrund gemeinsam  Zumba, Hip Hop und verschiedene 
einheimische Tänzen tanzen. Dabei wird die Freude an Bewegung und an Musik mit einem 
sportlichen Angebot kombiniert. Der integrative Tanzkurs findet ab dem 21. April 2018 immer 
jeden Samstag von 14:30 bis 15:30 Uhr in der Turnhalle der Freien Turner statt 
(Mergentheimerstr. 13c 97082 Würzburg). Es sind keine Vorkenntnisse nötig und anfallende 
Kosten können übernommen werden (PDF Integratives_Tanzen_Wü). 

 
 

4. Interkulturelles Argumentationstraining gegen rechte Parolen an der VHS am 28. 
April 2018 in Würzburg 
Eine Parole, das ist eine vereinfachende und gefährlich verkürzende Argumentation, die 
andere Menschen oder Menschengruppen abwertet. Begegnet man solchen Parolen im 
Alltag, fällt es einem oft schwer auf die Schnelle die passende Erwiderung zu finden. Es 
verschlägt einem glatt die Sprache. In einem Workshop der VHS am 28. April werden die 
Teilnehmenden gemeinsam erarbeiten wo diese Parolen herkommen und Strategien 
entwickeln, um Stammtischparolen und Anfeindungen z.B. gegen Geflüchtete zu erwidern. 
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 In Kooperation mit            


 


 
 
 


Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 
Randersackerer Straße 25, 97072 Würzburg 
 
 


Ehrenamts-


koordination  


Sandra Hahn 


Tobias Bothe 
Tobias Goldmann 


0931/38659-119 


0931/38659-119 
0931/38659-118 


s.hahn@caritas-wuerzburg.org  


t.bothe@caritas-wuerzburg.org 
t.goldmann@caritas-wuerzburg.org  


 


Sehr geehrte Damen und Herren,  


 


vom 23. April 2018 bis zum 4. Mai 2018 werden wir in Kooperation mit der 


Aidsberatung Unterfranken, der DAK-Gesundheit, den Maltesern Würzburg 


und dem Landkreis Würzburg die interaktive Ausstellung "Only Human. 


Leben. Lieben. Mensch sein." im Landratsamt Würzburg zeigen.  


 


Thematisch geht es in der Ausstellung um Männer- und Frauengesundheit, 


sexuell übertragbare Krankheiten sowie Rollenbilder und Beziehungen. Ziel 


der Ausstellung ist es,  die Unsicherheit in den genannten Themenfeldern bei 


Geflüchteten zu verringern und sich bestehenden Tabus anzunähern. Die 


informative und vielseitig gestaltete Ausstellung  bietet aber auch für 


ehrenamtliche Helferinnen und Helfer und die interessierte Öffentlichkeit die 


Möglichkeit, sich mit dem eigenen Wissen und den eigenen Werten 


auseinanderzusetzen und miteinander ins Gespräch zu kommen. 


 


Wir möchten Sie herzlich zur Eröffnung der Ausstellung am 23. April 


um 11 Uhr im Landratsamt Würzburg einladen. Neben der offiziellen 


Eröffnung, wird es die Möglichkeit zum Austausch und zur Besichtigung der 


Ausstellungsinhalte geben.  


 


Wir würden uns sehr freuen, Sie im Landratsamt begrüßen zu dürfen! 


Bitte melden Sie sich jederzeit gerne bei Fragen und Anregungen. 


 


Herzliche Grüße  
 
 
 
 


Hier finden Sie die Ausstellung:  
 


Landratsamt Würzburg 


Foyer 1. Stock 
Zeppelinstraße 15 


97074 Würzburg  
 


 


 



mailto:s.hahn@caritas-wuerzburg.org

mailto:t.bothe@caritas-wuerzburg.org

mailto:t.goldmann@caritas-wuerzburg.org
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Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 
Randersackerer Straße 25, 97072 Würzburg 


 


An alle Helferkreise, Ehrenamtliche 
und Engagierte in der Asyl-und Flüchtlingsarbeit 
im Landkreis Würzburg 
 


 
 


 
 
 
 
 
Würzburg, den 29.03.2018 


Ehrenamts-


koordination  


Sandra Hahn 


Tobias Bothe 
Tobias Goldmann 


0931/38659-119 


0931/38659-119 
0931/38659-118 


s.hahn@caritas-wuerzburg.org  


t.bothe@caritas-wuerzburg.org 
t.goldmann@caritas-wuerzburg.org  


 
Sehr geehrte Damen und Herren,  


liebe Ehrenamtliche,  
 


vom 23. April 2018 bis zum 4. Mai 2018 werden wir in Kooperation mit der Aidsberatung 


Unterfranken, den Maltesern, der DAK-Gesundheit und dem Landkreis Würzburg die 
interaktive Ausstellung "Only Human – Leben. Lieben. Mensch sein.“ im Landratsamt 


Würzburg zeigen.          
 


In der informativen und vielseitig gestalteten Ausstellung werden die Themen Männer- und 


Frauengesundheit, sexuell übertragbare Krankheiten sowie Rollenbilder und Beziehungen 
aufgegriffen. Die Ausstellung richtet sich insbesondere an Jugendliche und Erwachsene mit 


Fluchthintergrund, aber auch an haupt- und ehrenamtlich in der Flüchtlingsarbeit Engagierte. 
Gerade dieser Gruppe kann die Ausstellung helfen mit Geflüchteten ins Gespräch zu 


kommen, sich bestehenden Tabus anzunähern und so auch zu einer besseren Aufklärung 
beizutragen.  


 


Gerne laden wir Sie zu einer öffentlichen Führung am Donnerstag, 3. Mai 2018 von 
16:00 – circa 17:30 Uhr im Landratsamt Würzburg (Zeppelinstraße 15 97072 


Würzburg) ein. Die Ausstellung bietet viele Anregungen, um über diese wichtigen Themen 
ins Gespräch zu kommen. Laden Sie deshalb auch gerne Geflüchtete aus Ihrer Gemeinde 


ein.  


 
Weitere Stimmen zur - von der Caritas München konzipierten - Ausstellung finden Sie bei 


Interesse auch unter: http://integrationsbeauftragte.bayern.de/ausstellung-only-human/  
oder https://tinyurl.com/sz-onlyhuman 
 


Anmeldung erforderlich:  
Um besser planen zu können freuen wir uns über eine formlose Rück- bzw. Anmeldung per 


E-Mail oder Telefon bis spätestens Donnerstag, 27. April 2018.  
 


Wir freuen uns schon sehr auf Ihre Teilnahme und den Austausch mit Ihnen.  
 


Herzliche Grüße  


 


 
 
 
 
 



mailto:s.hahn@caritas-wuerzburg.org

mailto:t.bothe@caritas-wuerzburg.org

mailto:t.goldmann@caritas-wuerzburg.org

http://integrationsbeauftragte.bayern.de/ausstellung-only-human/

http://www.sueddeutsche.de/muenchen/aufklaerung-einfach-nur-kondome-verteilen-das-wuerde-zu-kurz-greifen-1.3419765
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Anfahrtsbeschreibung 


Landratsamt Würzburg 
Foyer 1. Stock 
Zeppelinstraße 15 
97074 Würzburg  
 


 
 
Anfahrt mit dem Pkw 
Sie erreichen das Landratsamt mit dem Pkw aus den Richtungen B 13 (Ochsenfurt) und 
B 19 (Estenfeld) - bitte folgen Sie dem Stadtring B19 und dann der Beschilderung sowie 
aus den Richtungen B 27 (Veitshöchheim) und B 8 (Höchberg). 
 
Anfahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
Die Buslinien 6, 10, 16 und 34 halten in unmittelbarer Umgebung des Landratsamtes 
(Haltestellen Frauenlandplatz, Erthalstraße, Schlörstraße oder Zeppelinstraße). 
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HERZLICHE EINLADUNG! 


Seminar Workshop Diskussion  


der Würzburger Bahnhofsmission 


„Demokratie ist Vielfalt“ 


Wie begegne ich gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit  


in der Sozialen Arbeit? 


Samstag, 21.04.2018, 9:00 -16:00 Uhr, WVV Bahnhofstr. 12-18 


Anmeldung bis 13.04.2018 


Beschreibung 


 


Demokratie ist das erfolgreichste und friedlichste Betriebssystem in einem Land, in der 


zwar nicht alle gleich (-berechtigt), aber - unabhängig von religiöser oder kultureller 


Zugehörigkeit, sozialer Schichtzugehörigkeit, seelischer oder körperlicher Behinderung, 


Bildungsstand oder sexueller Ausrichtung - gleichwertig sind. Demokratie ist Vielfalt und 


hat keine kulturellen Grenzen, sie ist bunt, schrill, laut und leise, erfrischend und 


anstrengend. Sie muss jeden Tag neu gelebt werden. Gleichzeitig birgt die Demokratie 


genauso wie das Grundgesetz ein Risiko, nicht allen Menschen, die in einem Land leben, 


gerecht werden zu können.  


 


Viele Gäste in Einrichtungen der sozialen Arbeit erfahren in ihrem Alltag gesellschaftliche 


oder persönliche Ausgrenzung in verschiedenen Ausprägungen. Wenn Wut, Enttäuschung 


und Frustration gegen einzelne Menschengruppen in demokratiefeindliche, extreme oder 


extremistische Richtungen umschlagen, ist es eine besonders wichtige Aufgabe der 


Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Einrichtungen der Sozialen Arbeit, jeden Tag aufs 


Neue für demokratische Werte einzustehen und diese zu verteidigen. Aus diesem Grund 


besitzt die soziale Arbeit im Sinne einer funktionierenden demokratischen Gesellschaft 


eine unschätzbar wichtige Systemrelevanz. 


 


Damit die ehrenamtlichen und hauptamtlichen Akteure der niederschwelligen sozialen 


Arbeit in Würzburg noch mehr über verschiedene demokratie- und menschenfeindliche 


Strömungen innerhalb der Gesellschaft informiert und besser auf die Konfrontation mit 


diesen im Rahmen ihres Praxisalltags vorbereitet sind, führt die Bahnhofsmission 


Würzburg ein ganztägiges Seminar mit hohem Praxisgehalt durch.  


  
  


Themen 


• Grundwissen über gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit  


o Rechtsextreme Ansichten (Ausländerfeindlichkeit) 
o Antisemitismus und Demokratiefeindlichkeit  
o Salafismus 
o Antiziganismus 
o Homophobie 


• Ursachen, Motive und Merkmale für gruppenbezogene und kulturübergreifende 


Menschenfeindlichkeit  


• Wann sprechen wir von Extremismus? Merkmale am Beispiel von Salafismus 


• Umgang mit gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit in der niederschwelligen 


Sozialarbeit 
o Argumente und Lösungen 


o Kommunikations- und Handlungsstrategien für die Praxis 


 


Zielgruppe 


 


Ehrenamtliche und Angestellte der Würzburger Bahnhofsmission sowie Ehrenamtliche 


aus weiteren Einrichtungen in Würzburg, die für eine ähnliche Klientel niederschwellige 


Sozialarbeit leisten.  


Das können z.B. Wärmestube, Streetwork (Underground), Kleiderladen, Frauenhaus, 


Flüchtlingsarbeit  - auch Ehrenamtliche, die selbst als Flüchtlinge hier leben, sein,… 


Einladung ergeht über direktes Kontaktieren der Einrichtungen. 


 


Teilnehmerzahl 


Max. 25 Personen 


Methoden 


- Theoretische Inputs 


- Worldcafé 


- Interaktive Moderation 


- Arbeit an Fallbeispielen ggf. mit Rollenspiel 


 


Referent 


 Fahim Sobat, Interkultureller Trainer, Soziologe und Kulturforscher 
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Bahnhofsmission | Bahnhofplatz 4 | 97070 Würzburg 
 


 
Geschäftsführer: Günther Purlein 


Sitz: Franziskanergasse 3, 97070 Würzburg 


AG Würzburg: HRB 7064 


Steuer- ID: 257/ 147 00106 


LIGA Bank Regensburg 


BIC: GENODEF1M05 


IBAN: DE82 7509 0300 0103 0018 81 


Gläubiger-ID: DE23 ZZZ 0000 0444 882 


Gesellschafter: 


Caritasverband für die Diözese Würzburg e.V. 


Diakonisches Werk des Evang.- Luth. Dekanatsbezirks Würzburg e.V. 


Katholische Kirchenstiftung St. Johannes in Stift Haug 


 


 


Ökumenische 


Bahnhofsmission 


Bahnhofplatz 4 


97070 Würzburg 


 
Projekt „Interkulturelle 


Öffnung der Bahnhofsmission 


Würzburg nachhaltig 


gestalten“ 
 


 


hirsch.bm@christophorus-wuerzburg.de 


www.christophorus.com 


 
 
 
  


 
 
 
 


 


 
 


Ihr Zeichen Ihr Schreiben vom Unser Zeichen Datum 


   29.03.2018 


 


ANMELDUNG – bitte bis zum 13.04.18 
 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


Aus unserer Einrichtung nehmen die folgenden ehrenamtlich tätigen Personen verbindlich an der 


Veranstaltung teil: 


 


Name, Vorname Einrichtung Vegetarisches Mittagessen? 


   


   


   


 


 


_________________________     _________________________ 


(Ort, Datum)        (Unterschrift) 


 


Anmerkungen: 


 
 
 


Seminar Workshop Diskussion 
 


„Demokratie ist Vielfalt“ 
Wie begegne ich gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit in der Sozialen Arbeit? 


 
Wann? 


Samstag, 21.04.2018, 9:00-16:00 Uhr 
Wo? 


WVV, Bahnhofstr. 12-18, 97070 Würzburg 
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In unserem neuen Tanzkurs für Frauen wird es nie langweilig! Wir vereinen Sport, Gemeinsamkeit 


und Freude an Bewegung zu Musik. Es werden abwechselnd Zumba, Hip Hop und einheimische 


Tänze getanzt. Spaßfaktor garantiert! 


Der Kurs wird in Kooperation mit der Freien Turnerschaft Würzburg e.V. von 1899 angeboten und ist 


ein offenes Angebot: Einfach vorbeikommen, mitmachen, wiederkommen!  


Das Angebot richtet sich an geflüchtete Frauen und ausdrücklich auch an unsere ehrenamtlichen 


Integrationslotsinnen. Für beide Gruppen ist eine Übernahme der monatlichen Beitragszahlungen 


sowie der Fahrtkosten durch den Malteser Integrationsdienst möglich.  


Wann:               ab dem 21.04.2018; dann immer samstags von 14.30 bis 15.30 Uhr 


Wo:            Turnhalle der Freien Turnerschaft Würzburg e.V. von 1899, 


Mergentheimerstr. 13c; Straßenbahnhaltestelle Judenbühlweg   


Wer:  Der Kurs richtet sich an Frauen aller Nationen und 


Altersgruppen. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich. 


Gerne dürfen Sie diese Einladung an mögliche interessierte Teilnehmerinnen weiterreichen. Weitere 


Informationen bekommen Sie bei Barbara Griesbach unter barbara.griesbach@malteser.org oder 


0175.94 24 881. 


Integrativer Tanzkurs nur für Frauen 


Dancing Queen 


 



mailto:barbara.griesbach@malteser.org
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Die Teilnahmegebühr beträgt 63,- €. Anmelden kann man sich Online über diesen Link: 
https://bit.ly/2qv3n5p.  

5. Seminar auf Kloster Banz vom 4. - 6. Mai 2018 „Das Asylverfahren - Rechte und 
Pflichten von ehrenamtlichen Flüchtlingshelfern“ 
Grundlegende Informationen zum Asylverfahren und zur ehrenamtlichen Arbeit mit 
Geflüchteten gibt es bei einem Seminar der Hans-Seidel-Stiftung auf Kloster Banz vom 4. 
bis zum 6. Mai 2018. Unter dem Titel „Das Asylverfahren - Rechte und Pflichten von 
ehrenamtlichen Flüchtlingshelfern“ erhalten Ehrenamtliche vom ehemaligen 
Abteilungspräsidenten des BAMF, Ursula Erb von der lagfa und dem Ehrenamtlichen Lothar 
Fritz Maya Informationen, Tipps und Anregungen für die Flüchtlingsarbeit. In der 
angehängten Datei finden Sie den genauen Ablauf, die Tagungsgebühr und die Möglichkeit 
zur Anmeldung (PDF 180504_HSS_Ehrenamtliche Flüchtlingshelfer). 

  

6. Fortbildung zum Jugendintegrationsbegleiter beim BJR 
Der Bayerische Jugendring (BJR) bietet eine Fortbildung zum Jugendintegrationsbegleiter 
an.  Jungendintegrationsbegleiter (JiB), das sind junge Erwachsene mit eigenem 
Migrationshintergrund, die sich mit ihren Fähigkeiten und Erfahrungen für andere junge 
Migrantinnen und Migranten in der Gesellschaft einsetzen aber auch Organisationen in der 
Migrantenarbeit unterstützen wollen. Die Qualifizierung zum JiB umfasst viele Bereiche wie 
Projektmanagement, Interkulturelle Kompetenz oder Konfliktmanagement und findet in drei 
Teilen im Sommer/Herbst 2018 statt. Mitmachen können alle jungen Menschen mit Flucht- 
oder Migrationserfahrung zwischen 20 und 30 Jahren. Die gesamten Informationen gibt es 
hier: https://bit.ly/2IQQ4nc.  

7. Arbeitshilfe des Paritätischen zum Familienasyl 
In einer aktuellen Broschüre informiert der Paritätische Wohlfahrtsverband über das 
Familienasyl und internationalen Schutz für Familienangehörige im Kontext des 
Familiennachzugs. Familienasyl bedeutet, dass nachgezogene Familienmitglieder von 
Schutzberechtigten ebenfalls einen eigenen Schutzstatus erhalten. In der Arbeitshilfe wird 
erklärt, wann dies sinnvoll bzw. nicht sinnvoll ist und was bei der Antragsstellung beachtet 
werden muss. Die Arbeitshilfe ist dieser Mail beigefügt (PDF Arbeitshilfe Familienasyl 2018). 

  

8. Erklärvideos für Geflüchtete zu Alkohol-/ Cannabiskonsum 
Durch traumatische Erlebnisse auf der Flucht und gesundheitliche Beschwerden haben 
Geflüchtete vielfach mit Anspannung und Unruhe zu kämpfen. Alkohol, Cannabis und 
Medikamente erscheinen da als schneller Weg, um Beruhigung und Entspannung zu finden. 
Dabei werden die damit verbundenen Risiken schnell vergessen. Die Erklärvideos der 
Hessischen Landesstelle für Suchtfragen weisen auf die Gefahren des Alkohol-/ und 
Cannabiskonsums hin, erläutern rechtliche Hintergründe in Deutschland und zeigen 
Unterstützungsangebote auf. Die Videos, die in jeweils fünf Sprachversionen (Deutsch, 
Englisch, Arabisch, Dari und Tigrinya) verfügbar sind, finden Sie hier: https://bit.ly/2JFXqeI. 
Bitte melden Sie sich jederzeit gerne bei Fragen und Anregungen.  
Wir wünschen Ihnen schon jetzt ein schönes Wochenende und weiterhin viel Kraft für Ihr 
großartiges Engagement.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Tobias Goldmann Sandra Hahn  Tobias Bothe 
 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 
Ehrenamtskoordination Flüchtlingshelferkreise 
Randersackerer Straße 25 
97072 Würzburg 
 

https://bit.ly/2qv3n5p
https://bit.ly/2IQQ4nc
https://bit.ly/2JFXqeI



  


 
TEILNEHMERHINWEISE 
 
Die beiliegende Teilnahmeerklärung bitte in Druck-
schrift vollständig ausfüllen und zurücksenden. Perso-
nenbezogene Daten werden nach Maßgabe des Bundes-


datenschutzgesetzes (§ 28 Abs. 4 BDSG) behandelt.  


Zur Teilnahme erhalten Sie von uns eine Anmeldebestä-
tigung, die bei Anreise an der Rezeption des Bildungs-


zentrums vorgelegt werden muss. Eine Anreise ohne 
Anmeldebestätigung ist zwecklos. 


Für Unterkunft und Verpflegung (ohne Getränke) entste-
hen Ihnen keine separaten Kosten. Sollte in der Einla-
dung eine Teilnehmergebühr aufgeführt sein, ist diese 


unabhängig von der Inanspruchnahme von Unterkunfts- 
und Verpflegungsleistungen zu bezahlen. Gegen Nach-
weis (mit aktuellem Datum) erhalten Schüler, Studenten 


(bis 30 Jahre), Auszubildende, Freiwillig Wehrdienstleis-
tende, Teilnehmer am Bundesfreiwilligen-dienst und 


Arbeitslose 50 % Ermäßigung. 
Stornierungen sind nach Erhalt der Anmeldebestätigung 
schriftlich an das betreffende Referat zu richten. Absa-


gen bis 10 Tage vor Veranstaltungsbeginn sind kosten-
frei. Danach werden 50 %, ab dem 3. Kalendertag vor 
Veranstaltungsbeginn bzw. bei Nichterscheinen 100 


% der Teilnehmergebühr in Rechnung gestellt. Die 
Stornogebühr entfällt bei Krankheit (Vorlage eines ärztli-


chen Attests) oder bei schwerwiegenden persönlichen 
Gründen (Nachweis erforderlich). 
Eine Haftung bei An-/Rückreise sowie am Seminarort 


kann von der Hanns-Seidel-Stiftung nicht übernommen 
werden. Fahrtkosten werden nicht erstattet. Die Unter-
bringung erfolgt, soweit möglich, im Einzelzimmer. 


Unser Bildungszentrum verfügt über Hallenbad und 
Sauna.  


 
ANMELDUNG / ORGANISATION 
 
Sammataro, Giovanni 
Referat III/07 


Tel. + 49 (0)89 1258- 299 | Fax -338 
E-Mail: refIII/07@hss.de 
 


  


SO ERREICHEN SIE KLOSTER BANZ 
 


 
 


Bildungszentrum Kloster Banz 
Hanns-Seidel-Stiftung | 96231 Bad Staffelstein 


Tel. +49 (0)9573 337-0 
banz@hss.de | www.klosterbanz.de 


 


Mit der Bahn: Vom Bahnhof Bad Staffelstein oder Lichten-
fels weiter mit dem Taxi nach Kloster Banz. 


 
Mit dem Auto: Autobahn A 73 bis Lichtenfels-Nord (AS 12) 
oder Bad Staffelstein-Kurzentrum (AS 14), dann der Beschil-


derung Kloster Banz folgen. 
 


Navi: Ort: 96231 Bad Staffelstein, Kloster-Banz-Straße 


 
 


 
 
 


DAS ASYLVERFAHREN,  
RECHTE UND PFLICHTEN VON 
EHRENAMTLICHEN FLÜCHT-
LINGSHELFERN 
 
 
 
 
 
 
 
04. bis 06. Mai 2018 
Bildungszentrum Kloster Banz 
 


 
 


 


Hanns-Seidel-Stiftung e.V. | Postfach 19 08 46 | 80608 München 


Vorsitzende: Prof. Ursula Männle, Staatsministerin a.D. | Generalsekretär: Dr. Peter Witterauf 


EINLADUNG 







 


   
 


Projekt-Nr. 03/07/18/501 


Das Thema Asyl fordert Politik, Gemeinden, 
Wohlfahrtsverbände, Kirchen und speziell die 
Bürger im Freistaat Bayern langfristig und 
vielfältig heraus.  
Ohne das einzigartige Engagement der eh-
renamtlichen Helfer, wären die anstrengen-
den Aufgaben in der Flüchtlingsarbeit nicht 
zu schaffen.  
 


Nach wie vor ist dieses Engagement unserer 
Bürger hoch, doch viele wissen oftmals nicht, 
wo sie ansetzen sollen und wie sie den 
Flüchtlingen helfen können. 
 
In diesem Seminar erhalten die Ehrenamtli-
chen und alle Interessierten Informationen, 
Tipps und Anregungen für die Flüchtlings-
arbeit. 
 
Wir laden Sie herzlich zur Mitwirkung auf 
Kloster Banz ein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stefanie v. Winning 
Leiterin des Instituts 
für Politische Bildung 


Michaela Lochner 
Referatsleiterin 
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17.45 Uhr Anmeldung, Entrichtung der Teil- 
 nahmegebühr in Höhe von € 70,--  


 


19.00 Uhr Begrüßung und Kennenlernrunde 


 
19.20 Uhr Ablauf des Asylverfahrens - 


 Wichtige rechtliche Regelungen 


 und Praxis des Verfahrensablaufs 


 des Bundesamts für Migration und 
 Flüchtlinge (BAMF) 


 


 Michael Kleinhans 


 Jurist, ehem. Abteilungspräsident 
 des BAMF 


 


 SAMSTAG, 05. MAI 2018 


 


09.00 Uhr Rechte und Pflichten von  
  Ehrenamtlichen, allgemein und  


  speziell in der Flüchtlingsarbeit 


  Verantwortlichkeiten – Grenzen –  


  Abgrenzung 
 


  Ursula Erb 


  Referentin der lagfa Bayern 


  (Landesarbeitsgemeinschaft der 
  Freiwilligenagenturen) e. V. 


  Ingolstadt, Gutachterin bagfa 


  (Bundesarbeitsgemeinschaft der 


  Freiwilligenagenturen) 


 


15.00 Uhr Erfahrungsbericht mit den 


  Flüchtlingen und Asylbewerbern 


 
  Lothar Fritz Maya 


  Ehrenamtlicher Helfer 


 SONNTAG, 06. MAI 2018 


 


09.00 Uhr Fluchtpunkt Bayern –  
 wie geht’s weiter? 


 


 Podiumsdiskussion: 


 Michael Kleinhans,  
 Ursula Erb,  


 Lothar Fritz Maya 


 


 Moderation: Angela Henke 
 


11.40 Uhr Seminarbilanz 


 


12.00 Uhr Seminarende 
 


anschl.  Mittagessen und Abreise der  


 Teilnehmer 


 
 


 


Seminarleitung: 


Angela Henke 
Pädagogin 


 


 


 
Feststehende Essenszeiten: 


07.30 Uhr Frühstück 


10.30 Uhr Kaffeepause 


12.00 Uhr Mittagessen 
14.30 Uhr Kaffeepause 


18.00 Uhr Abendessen 
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§ 26 Asylgesetz Familienasyl und internationaler Schutz für Familienangehörige im Wortlaut:


(1) Der Ehegatte oder der Lebenspartner eines Asylberechtigten wird auf Antrag als Asylberechtigter anerkannt, wenn


 1.  die Anerkennung des Asylberechtigten unanfechtbar ist,


 2.  die Ehe oder Lebenspartnerschaft mit dem Asylberechtigten schon in dem Staat bestanden hat, in dem der Asyl-
berechtigte politisch verfolgt wird,


 3.  der Ehegatte oder der Lebenspartner vor der Anerkennung des Ausländers als Asylberechtigter eingereist ist 
oder er den Asylantrag unverzüglich nach der Einreise gestellt hat und


 4.  die Anerkennung des Asylberechtigten nicht zu widerrufen oder zurückzunehmen ist.


(2) Ein zum Zeitpunkt seiner Asylantragstellung minderjähriges lediges Kind eines Asylberechtigten wird auf Antrag 
als asylberechtigt anerkannt, wenn die Anerkennung des Ausländers als Asylberechtigter unanfechtbar ist und diese 
Anerkennung nicht zu widerrufen oder zurückzunehmen ist.


(3) Die Eltern eines minderjährigen ledigen Asylberechtigten oder ein anderer Erwachsener im Sinne des Artikels 2 
Buchstabe j der Richtlinie 2011/95/EU werden auf Antrag als Asylberechtigte anerkannt, wenn


 1.  die Anerkennung des Asylberechtigten unanfechtbar ist,


 2.  die Familie im Sinne des Artikels 2 Buchstabe j der Richtlinie 2011/95/EU schon in dem Staat bestanden hat, in 
dem der Asylberechtigte politisch verfolgt wird,


 3.  sie vor der Anerkennung des Asylberechtigten eingereist sind oder sie den Asylantrag unverzüglich nach der 
Einreise gestellt haben,


 4.  die Anerkennung des Asylberechtigten nicht zu widerrufen oder zurückzunehmen ist und


 5.  sie die Personensorge für den Asylberechtigten innehaben.


Für zum Zeitpunkt ihrer Antragstellung minderjährige ledige Geschwister des minderjährigen Asylberechtigten gilt 
Satz 1 Nummer 1 bis 4 entsprechend.


(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Familienangehörige im Sinne dieser Absätze, die die Voraussetzungen des 
§ 60 Absatz 8 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes oder des § 3 Absatz 2 erfüllen oder bei denen das Bundesamt nach  
§ 60 Absatz 8 Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes von der Anwendung des § 60 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes abge-
sehen hat. Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für Kinder eines Ausländers, der selbst nach Absatz 2 oder Absatz 3 als 
Asylberechtigter anerkannt worden ist.


(5) Auf Familienangehörige im Sinne der Absätze 1 bis 3 von international Schutzberechtigten sind die Absätze 1 bis 
4 entsprechend anzuwenden. An die Stelle der Asylberechtigung tritt die Flüchtlingseigenschaft oder der subsidiäre 
Schutz. Der subsidiäre Schutz als Familienangehöriger wird nicht gewährt, wenn ein Ausschlussgrund nach § 4 Ab-
satz 2 vorliegt.


(6) Die Absätze 1 bis 5 sind nicht anzuwenden, wenn dem Ausländer durch den Familienangehörigen im Sinne dieser 
Absätze eine Verfolgung im Sinne des § 3 Absatz 1 oder ein ernsthafter Schaden im Sinne des § 4 Absatz 1 droht oder 
er bereits einer solchen Verfolgung ausgesetzt war oder einen solchen ernsthaften Schaden erlitten hat.


Vorwort
Das Thema Familienasyl gewinnt in der Praxis zuneh-
mend an Bedeutung. Fragen hierzu treten nicht nur 
in der Asylverfahrensberatung auf, sondern gerade 
auch bei den Beratungsstellen, die bei der Familien-
zusammenführung unterstützen. Auf die Frage, ob 
es besser ist, einen Antrag auf Familienasyl zu stellen 
oder sich auf die Aufenthaltserlaubnis zum Famili-
ennachzug zu beschränken, gibt es keine pauscha-
le Antwort. Dies muss vielmehr individuell in jedem 


Fall entschieden werden und ist von verschiedenen 
Faktoren abhängig. Die vorliegende Arbeitshilfe soll 
dabei helfen, alle für diese wichtige Entscheidung 
wesentlichen Faktoren zu kennen und im Einzelfall 
richtig zu entscheiden. 


Wir danken der Autorin, Kirsten Eichler von der GGUA, 
Projekt: Qualifizierung der Flüchtlingsberatung, ganz 
herzlich für die Erstellung dieser Arbeitshilfe. 
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Einleitung


Nach einer legalen Einreise im Rahmen des Familien-
nachzuges zu Asylberechtigten mit einer Aufenthalts-
erlaubnis nach § 25 Abs. 1 AufenthG, Flüchtlingen i.S.d. 
Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) mit einer Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 2 S. 1 Alt. 1 AufenthG 
und subsidiär Geschützten mit einer Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 AufenthG stellt sich 
in der Beratungspraxis zunehmend die Frage, ob im 
jeweiligen Einzelfall ein sog. Antrag auf „Familienasyl 
und internationalen Schutz“ gem. § 26 AsylG für die 
nachgezogenen Familienangehörigen Sinn ergibt.1 


In den meisten Fällen dürfte ein Antrag auf Familiena-
syl sinnvoll sein, da eine Anerkennung eine bessere 
Rechtsstellung vermittelt als die Aufenthaltserlaubnis 
aus familiären Gründen (§§ 27-36 AufenthG). Aller-
dings gilt es bei der Klärung der Sinnhaftigkeit, ver-
schiedene asyl- und aufenthaltsrechtliche Vorausset-
zungen zu beachten. 


Vor diesem Hintergrund bietet die vorliegende Ar-
beitshilfe einen Überblick über die Vor- und Nachteile 
des Antrags auf „Familienasyl und internationalen 
Schutz“ gem. § 26 AsylG (kurz: „Familienasyl“) sowie 
über die zu erfüllenden Voraussetzungen und zu be-
achtenden Fristen. 


1 Grundsätzlich gilt die Regelung auch für Familienangehörige von 
subsidiär Geschützten. Da jedoch der Familiennachzug zu Personen, 
denen nach dem 17. März 2016 eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 
2 S. 1 Alt. 2 AufenthG erteilt worden ist, voraussichtlich bis zum 31. Juli 
2018 vollkommen ausgeschlossen und anschließend auf maximal 1.000 
Personen pro Monat beschränkt ist, (§ 104 Abs. 13 AufenthG), wird sich die 
Frage des Familienasyls für Angehörige subsidiär Geschützter in der Praxis 
in wenigen Fällen stellen.


1.  Gibt es eine Verpflichtung zur  
Familienasylantragstellung?


Entgegen der Verlautbarungen mancher Ausländer-
behörden gibt es keine gesetzliche Verpflichtung zur 
Asylantragstellung für Familienangehörige2, die im 
Rahmen des Familiennachzuges mit einem Visum aus 
familiären Gründen nach Deutschland eingereist sind. 
Hier gelten grundsätzlich die allgemeinen Bestim-
mungen des Aufenthaltsgesetzes. Danach müssen 
sich die Familienangehörigen innerhalb des Gültig-
keitszeitraumes des Visums bei der zuständigen Aus-
länderbehörde melden und dort einen Antrag auf Er-
teilung der entsprechenden Aufenthaltserlaubnis3 aus 
familiären Gründen stellen. 


Da die Ausländerbehörde bereits im Visumsverfahren 
im Rahmen ihrer Zustimmung zur Visumserteilung 
gem. § 31 AufenthV die Erteilungsvoraussetzungen 
geprüft hat, dürfte es im Regelfall keine Probleme bei 
der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis geben. 


Nur, wenn sich die individuelle Situation seit der Zu-
stimmung geändert haben sollte, droht die Aufent-
haltserlaubnis nicht erteilt zu werden. Dies ist bspw. 
der Fall, wenn sich die Eheleute innerhalb des Gültig-
keitszeitraums des Visums trennen oder das minder-
jährige Kind, zu dem der Nachzug der Eltern erfolgt 
ist, volljährig wird. In diesen Fällen entfallen die Vo-
raussetzungen für die Aufenthaltserlaubnis nach § 30 
AufenthG (Ehegattennachzug) sowie für die Aufent-
haltserlaubnis nach § 36 Abs. 1 AufenthG (Eltern von 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen – UMF), 
sodass in diesen Fällen die Erteilung einer Aufenthalts-
erlaubnis aus familiären Gründen ausgeschlossen sein 
kann und ein Asylantrag oftmals die einzige aufent-
haltsrechtliche Möglichkeit ist. 


Sofern die Voraussetzungen für die Erteilung der Auf-
enthaltserlaubnis aus familiären Gründen weiterhin 
vorliegen, können die Familienangehörigen selbst 
entscheiden, welchen aufenthaltsrechtlichen Weg sie 
wählen möchten. 


2 Zur Definition des Begriffs „Familienangehörige“ siehe Nr. 5 der 
vorliegenden Arbeitshilfe.
3 §§ 30, 32, 36 Abs. 1 oder Abs. 2 AufenthG.



http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__104.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthv/__31.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__30.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__30.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__36.html
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2.  Was spricht für einen Antrag auf Familienasyl?


mit den Geschwisterkindern im Herkunfts- bzw. Tran-
sitland verbleibt. Erhält der nachgezogene Elternteil 
den abgeleiteten Flüchtlingsschutz, so hat dieser ei-
nen Anspruch darauf, seinen Ehegatten, seine Ehegat-
tin und seine minderjährigen ledigen Kinder gem.  
§ 29 Abs. 2 AufenthG privilegiert nachziehen zu lassen, 
sofern der Antrag auf Familiennachzug innerhalb von 
drei Monaten gestellt wird. D.h., hier gelten dieselben 
Regelungen, wie in den Fällen, in denen ein individu-
eller Asylantrag positiv entschieden worden ist.


Hinzu kommt, dass der „Familienschutz“ im Gegen-
satz zur familiären Aufenthaltserlaubnis bei Trennung 
oder Volljährigkeit nach herrschender Meinung weder 
erlischt noch widerrufen werden kann.7 Zwar kann 
der gem. § 26 AsylG abgeleitete Schutzstatus auch 
widerrufen werden. Dies ist jedoch nur dann der Fall, 
wenn die Rechtsstellung der stammberechtigten Per-
son erlischt, widerrufen oder zurückgenommen wird. 
Allerdings ist in diesen Fällen stets zu prüfen, ob die 
Familienangehörigen in eigener Person die Vorausset-
zungen für den Schutzstatus erfüllen (vgl. § 73 Abs. 
2b AsylG). Deshalb ist es in der Regel bereits bei dem 
Antrag auf „Familienschutz“ ratsam, auch die individu-
ellen Gründe vorzutragen, um im Falle eines Widerrufs 
daran anknüpfen zu können. 


7 NomosKommentarAusländerrecht/Hocks/Leuschner, 2. Aufl. 2016, § 
73 AsylG Rn. 40.


Der positive Ausgang eines Familienasylantrags führt 
im Regelfall zu einem „besseren“ aufenthaltsrechtli-
chen Status, da die Familienangehörigen denselben 
Status wie die stammberechtigte Person4 erhalten. Bei 
den möglichen abzuleitenden Schutzstatus handelt 
es sich um die Asylberechtigung gem. Art. 16a GG, die 
Flüchtlingseigenschaft i.S.d. GFK gem. § 3 AsylG sowie 
den subsidiären Schutz gem. § 4 AsylG. Familienange-
hörige von Personen mit nationalen Abschiebungs-
verboten gem. § 60 Abs. 5 und 7 AufenthG (Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG) sind von der 
Regelung nicht erfasst, da sich diese nach dem Wort-
laut ausdrücklich auf Familienangehörige von Asyl-
berechtigten und international Schutzberechtigten5 
bezieht.


Hat die stammberechtigte Person bspw. die Flücht-
lingseigenschaft i.S.d. GFK zuerkannt bekommen, so 
wird den Familienangehörigen ebenfalls die Flücht-
lingseigenschaft zuerkannt. Dies bedeutet, dass ih-
nen ebenfalls eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 2 S. 1 Alt. 1 AufenthG erteilt wird, mit allen da-
mit verbundenen Rechten.6 Dazu gehören u.a. die 
Ausstellung eines Reiseausweises für Flüchtlinge 
(sog. „blauer Pass“), der im Gegensatz zu anderen Mi-
grant/-innengruppen privilegierte Zugang zur Nie-
derlassungserlaubnis gem. § 26 Abs. 3 AufenthG und 
zur Einbürgerung. Daneben ist auch der vereinfachte 
Familiennachzug nach § 29 Abs. 2 AufenthG eröffnet. 
Dies spielt bspw. bei Familien von unbegleiteten Min-
derjährigen (UMF) eine besondere Rolle. Während die 
Eltern von UMF nach § 36 Abs. 1 AufenthG einen An-
spruch auf Familiennachzug haben, fehlt im AufenthG 
eine klare Regelung für die Geschwisterkinder. Dies 
führt in der Praxis vermehrt dazu, dass sich Elternteile 
trennen und ein Elternteil zu dem Minderjährigen nach 
Deutschland nachzieht, während der andere Elternteil 


4 Als „stammberechtigte Person“ wird in dieser Arbeitshilfe die Person 
bezeichnet, zu der die Familienangehörigen nachgezogen sind.
5 Der Begriff „internationaler Schutz“ umfasst gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 2 
AsylG i.V.m. der Qualifikationsrichtlinie sowohl die Flüchtlingseigenschaft 
i.S.d. GFK als auch den subsidiären Schutz gem. § 4 AsylG.
6 Gleiches gilt für die Asylberechtigung gem. Art. 16a GG sowie den sub-
sidiären Schutz gem. § 4 AsylG. In beiden Fällen erhalten auch hier – bei 
Vorliegen aller weiteren Voraussetzungen – die Familienangehörigen den 
abgeleiteten Schutz und damit eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 
AufenthG bzw. § 25 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 AufenthG.



http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__73.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__73.html

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_16a.html

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__3.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__4.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__60.html

https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__25.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__29.html





6


3. Was kann gegen einen Antrag auf Familienasyl sprechen?


3. Liegt die Anerkennung bereits mehr als drei Jah-
re zurück und hat bereits eine Regelüberprüfung 
gem. § 73 Abs. 2a AsylG stattgefunden, so ist die 
Akte nur an das für Widerrufsverfahren zuständige 
Referat abzugeben, sofern ein Widerruf oder eine 
Rücknahme aufgrund der (aktuellen) Sachlage in 
Betracht kommt. 


Grundsätzlich gilt also, dass vor dem Antrag auf Famili-
enasyl gem. § 26 AsylG geklärt werden muss, ob ein Wi-
derruf der stammberechtigten Person wahrscheinlich 
ist. In allen drei Fallkonstellationen dürfte ein Wider-
ruf allein durch den Familienasylantrag eher unwahr-
scheinlich sein, solange sich in der individuellen Situ-
ation der Personen keine gravierenden Änderungen 
ergeben haben. Denn sollte sich die Bewertung der 
Sachlage im Herkunftsland derartig geändert haben, 
dass ein Widerruf in Betracht gezogen wird, wäre ein 
Widerruf auch ohne „Familienasylantrag“ vor Ablauf 
der drei Jahre gem. § 73 Abs. 1 AsylG möglich. Hinzu 
kommt, dass bereits der Antrag auf Familiennachzug 
ein Anlass sein kann, im Laufe des Visumsverfahrens 
den Schutzstatus zu überprüfen. 


In einigen Fällen kann es natürlich auch sein, dass die 
nachziehenden Familienangehörigen weder in eige-
ner Person noch durch die Verfolgung der schutzbe-
rechtigten Person, zu der sie nachgezogen sind, in 
ihrem Herkunftsland einer realen Verfolgungsgefahr 
ausgesetzt sind. Hier greift trotz allem die Systematik 
des § 26 AsylG – d.h. auf Antrag erhalten auch diese 
Personen einen abgeleiteten Schutz. Allerdings kann 
es in diesen Fallkonstellationen auch sein, dass die Fa-
milienangehörigen keinen Asylantrag stellen möch-
ten, da sie mit einem Flüchtlingsstatus möglicher-
weise Schwierigkeiten bei zwischenzeitlichen Reisen 
ins Herkunftsland hätten. So kann eine Reise in den 
Verfolgerstaat Anlass für eine Widerrufsprüfung sein 
und regelmäßige Reisen oder eine Niederlassung so-
gar zum Erlöschen der Anerkennung nach § 72 AsylG 
führen. Auch dies kann ein Grund sein, weshalb sich 
Personen gegen einen Asylantrag entscheiden. 


Bei der Frage, ob ein Familienasylantrag gestellt wer-
den sollte, ist vorab zu klären, ob mit dem Familiena-
sylantrag der Schutzstatus der stammberechtigten 
Person Gefahr läuft, widerrufen zu werden. Gem. § 
26 AsylG wird der Familienschutz nur gewährt, so-
fern der Schutzstatus der stammberechtigten Person 
nicht zu widerrufen bzw. zurückzunehmen ist (vgl. § 
26 Abs. 1 S. 4, Abs. 2, Abs. 3 S. 1 Nr. 4 sowie Abs. 3 S. 
2 AsylG). Somit stellt ein Antrag auf „Familienschutz“ 
für das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(Bundesamt) grundsätzlich einen Anlass zur Überprü-
fung dar, ob die Voraussetzungen für die vormalige 
Schutzerteilung der stammberechtigten Person aktu-
ell noch vorliegen. D.h. konkret, ob sich bspw. die Lage 
im Herkunftsland oder die individuelle Situation der 
Person zwischenzeitlich verändert haben.  Ob ein Wi-
derrufsverfahren tatsächlich eingeleitet wird, hängt je-
doch in der Praxis stets von der individuellen Situation 
sowie dem Zeitpunkt der zurückliegenden Anerken-
nung bzw. einer bereits erfolgten Regelüberprüfung8 
ab. Hinsichtlich der Widerrufsprüfung im Kontext des 
§ 26 AsylG hat das Bundesamt in seiner Dienstanwei-
sung Asyl unter dem Stichwort „Familienasyl/Familien-
flüchtlingsschutz“ eine klare Vorgehensweise vorgese-
hen, die zwischen drei Fallgruppen unterscheidet:


1. Liegt die Anerkennung noch keine 18 Monate zu-
rück und liegen keine deutlich erkennbaren Wi-
derrufs- oder Rücknahmegründe vor, wird kein 
Widerrufsverfahren eingeleitet und in der Akte 
vermerkt, dass die Anerkennung der stammbe-
rechtigten Person derzeit nicht zu widerrufen oder 
zurückzunehmen ist.


2. Liegt die Anerkennung bereits 18 Monate zurück 
oder gibt es offenkundige Gründe für einen Wi-
derruf (z.B. ein Regimewechsel, der zu einer we-
sentlichen anderen behördlichen Bewertung der 
Lage im Herkunftsland führt), so wird die Akte zur 
Überprüfung eines möglichen Widerrufs an das für 
Widerrufsverfahren zuständige Referat des Bun-
desamtes abgegeben.


8 Die sog. „Regelüberprüfung“ ist in § 73 Abs. 2a AsylG geregelt. Danach 
erfolgt spätestens 3 Jahre nach unanfechtbarer Anerkennung eine obligato-
rische Überprüfung, ob die Voraussetzungen für einen Widerruf oder eine 
Rücknahme des Schutzstatus vorliegen.



http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__73.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__73.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/DA-Asyl-April-2017.pdf

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/DA-Asyl-April-2017.pdf

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__73.html





7


4.  Hat ein Familienasylantrag Vorrang vor einem individuellen Asylantrag 
bzw. haben Familienangehörige von Schutzberechtigten einen Anspruch 
auf eine individuelle Prüfung?


Bereits Ende der 1980er Jahre hat das Bundesverwal-
tungsgericht die Regelvermutung eingeführt, dass 
Angehörige der Kernfamilie stets auch verfolgt seien. 
Mit der gesetzlich verankerten Einführung des Fami-
lienasyls im Jahre 1990 wurde den entscheidenden 
Stellen schließlich ermöglicht, von einer unter Um-
ständen schwierigen und langwierigen individuellen 
Prüfung der Fluchtgründe der Familienangehörigen 
abzusehen und ihnen stattdessen im vereinfachten 
Verfahren einen abgeleiteten Schutz zuzuerkennen. 


Da die Norm somit auch dem Zweck der Verfahrensver-
einfachung dient, besteht im Regelfall kein Anspruch 
darauf, ein individuelles Asylverfahren zu durchlaufen. 
Das bedeutet, dass das Bundesamt auf eine Anhörung 


verzichten kann, sofern es den Familienangehöri-
gen die Asylberechtigung oder die Flüchtlingseigen-
schaft i.S.d. GFK als abgeleiteten Schutz zuerkennen 
möchte.9 Die Praxis des Bundesamtes hinsichtlich der 
persönlichen Anhörung im Kontext von Familienasyl- 
anträgen ist derzeit uneinheitlich. Manche Außenstel-
len laden die Familienangehörigen zu einer Anhörung, 
andere verzichten darauf. In beiden Fällen gilt jedoch: 
Sollten die Familienangehörigen zusätzlich zu dem 
Verfolgungsschicksal der stammberechtigten Person 
noch individuelle Fluchtgründe haben, sollten diese 
dem Bundesamt mitgeteilt werden, sodass diese im 
Falle eines möglichen späteren Widerrufsverfahrens 
durch das Bundesamt zu berücksichtigen sind (s.o.).


9 Sofern es sich um Familienangehörige von subsidiär Geschützten 
handelt, besteht selbstverständlich ein Anspruch auf eine persönliche 
Anhörung und eine individuelle Entscheidung, sofern die betroffenen 
Familienangehörigen eigene Fluchtgründe haben, die die Kriterien für die 
Asylberechtigung bzw. die Flüchtlingseigenschaft i.S.d. GFK erfüllen. 
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5.  Wer kann Familienasyl bzw. internationalen Schutz für Familienangehörige 
erhalten? – Der Begriff „Familienangehörige/-r“ 


Familienangehörige i.S.d. § 26 AsylG sind: 
• Ehegatt/-innen und eingetragene Lebenspart-


ner/-innen10 (§ 26 Abs. 1 AsylG) 
• minderjährige ledige Kinder (§ 26 Abs. 2 AsylG)
• Eltern und minderjährige ledige Geschwister von 


Minderjährigen (§ 26 Abs. 3 AsylG).


Neben dem entsprechenden Verwandtschaftsverhält-
nis ist eine weitere Voraussetzung, dass die Ehe, Leben-
spartnerschaft bzw. Familie bereits im Herkunftsland 
bestanden hat (vgl. § 26 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, Abs. 3 S. 1 Nr. 
2, Abs. 3 S. 2 AsylG).11 Die reine Eheschließung im Her-
kunftsland ist somit nicht ausreichend. Vielmehr muss 
zusätzlich die eheliche / familiäre Lebensgemeinschaft 
im Herkunftsstaat tatsächlich gelebt worden sein. Die-
se Voraussetzung spielt in der Praxis vor allem bei sog. 
„Stellvertreterehen“ oder „Ferntrauungen“ eine Rolle.  
Dabei kann die Konstellation eintreten, dass die Ehe 
zwar rechtlich gesehen im Herkunftsland geschlos-
sen wurde, die stammberechtigte Person jedoch bei 
der Eheschließung nicht zugegen war und die eheli-
che Lebensgemeinschaft dementsprechend nicht im 
Verfolgerstaat gelebt worden ist. In derartigen Fällen 
scheidet die Zuerkennung des Schutzes nach § 26 
AsylG regelmäßig aus. Gleiches gilt, wenn die Ehe-
schließung / eingetragene Lebenspartnerschaft erst in 
Deutschland (oder im Ausland z.B. in einem Transit-/ 
oder Erstzufluchtsstaat) erfolgt ist.12


Für minderjährige Kinder und Geschwister von Min-
derjährigen gilt, dass sich die Voraussetzung der 
10 Die eingetragene Lebenspartnerschaft ist ein feststehender juristi-
scher Begriff, der die gesetzlich geregelte und durch Eintragung bei einer 
staatlichen Stelle begründete Form des Zusammenlebens eines gleichge-
schlechtlichen Paares beschreibt. Der Begriff „Lebenspartner/-in“ darf also 
nicht mit einer sonstigen Lebensgemeinschaft verwechselt werden. In 
der großen Mehrzahl der Asyl-Herkunftsländer dürfte es dieses rechtliche 
Konstrukt jedoch wohl nicht geben.
11 Für in Deutschland geborene Kinder entfällt dieses Kriterium.
12 In Fällen, in denen das Familienasyl ausscheidet, weil die Ehe oder 
Lebenspartnerschaft in Deutschland oder in einem Drittstatt und nicht im 
Herkunftsland geschlossen wurde, sollte stets geprüft werden, ob die Fami-
lienangehörigen individuelle Schutzgründe vortragen können oder ob sich 
aufgrund der Gefährdung der stammberechtigten Person auch eine Gefahr 
für die Angehörigen ergibt. In diesem Falle lohnt sich unter Umständen ein 
eigenständiger Asylantrag. Gleiches gilt für religiöse oder traditionelle Ehen, 
die nicht staatlich anerkannt sind. Allerdings ist in diesen Fällen auch zu 
prüfen, ob die Voraussetzungen für die familiäre Aufenthaltserlaubnis erfüllt 
sind und unter Umständen kein Asylantrag gestellt wird.


Minderjährigkeit auf den Zeitpunkt der „Familiena-
syl“-Antragstellung und nicht auf den Zeitpunkt der 
Entscheidung bezieht. Hinsichtlich der minderjäh-
rigen Kinder ergibt sich dies unmittelbar aus dem Ge-
setzeswortlaut. So wird in § 26 Abs. 2 AsylG explizit auf 
den Zeitpunkt der Asylantragstellung hingewiesen. 
Gleiches gilt für die minderjährigen Geschwister (§ 26 
Abs. 3 S. 2 AsylG); eine andere Bewertung wäre – auch 
nach Auskunft des Bundesamtes – widersprüchlich. 


Bei den Eltern von Minderjährigen fehlt der Zusatz „zum 
Zeitpunkt der Asylantragstellung“ jedoch im Gesetz-
wortlaut (§ 26 Abs. 3 S. 1 AsylG) Deshalb stellt das Bun-
desamt bei den Eltern von Minderjährigen auf den Zeit-
punkt der Entscheidung über den Asylantrag ab. Dies 
betrifft besonders unbegleitete minderjährige Flücht-
linge im Grenzbereich zur Volljährigkeit und kann für die 
nachziehenden Eltern zur Ablehnung des Familienasyls 
führen, wenn die Volljährigkeit des stammberechtigten 
Kindes vor der Entscheidung des Bundesamts erreicht 
wird. Im Ergebnis könnte dies auch dazu führen, dass 
die Gewährung von Familienasyl durch die Nichtbear-
beitung der Asylanträge vor Erreichen der Volljährigkeit 
ausgehebelt werden kann. Eine solche Praxis hat das 
Verwaltungsgericht Hamburg jedoch für rechtswidrig 
erklärt.13 Aus diesem Grund empfehlen wir, im Falle 
der Ablehnung des Antrags auf Familienasyl aufgrund 
der nach Antragstellung eingetretenen Volljährigkeit 
in Abstimmung mit einer Rechtsanwält/-in ggf. Klage 
einzureichen. Dabei sollten auch mögliche individu-
elle Gründe der Eltern, die vom Bundesamt nicht oder 
nicht ausreichend berücksichtigt wurden, vorgetragen 
werden. Zudem gibt es auch Fallkonstellationen, in de-
nen die Eltern zwar keine eigenen Verfolgungsgründe 
haben, aber allein aufgrund der Verfolgung des Kindes 
ebenfalls  von Verfolgung bedroht sind. 


Zu beachten bleibt an dieser Stelle, dass minderjäh-
rige Kinder keinen abgeleiteten Schutz nach § 26 
AsylG erhalten, sofern der Elternteil bzw. die Eltern-
teile selbst nur einen abgeleiteten Schutz innehaben 


13 Urteil vom 05.02.2014 - 8 A 1236/12 - asyl.net: M21829. Weitere 
Ausführungen zur Frage des für die Minderjährigkeit maßgeblichen Zeit-
punkts finden sich hier: http://www.asyl.net/startseite/artikel/60709.html.



http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.asyl.net/index.php?id=114&tx_ttnews%5Btt_news%5D=50456&cHash=93eef7bdb1f9825e55e0000d388df45a" \o "Opens external link in new window" \t "_blank"
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(vgl. § 26 Abs. 4 S. 2 AsylG). Dies ist bspw. der Fall, wenn 
Eltern von UMF einen abgeleiteten Schutz erhalten ha-
ben und weitere minderjährige Kinder über den dann 
möglichen Familiennachzug nach Deutschland ein-
reisen. In diesen Fällen ist ein abgeleiteter Schutz nur 


über das bereits anerkannte Geschwisterkind möglich, 
sofern sowohl das stammberechtigte Geschwister-
kind, als auch die nachziehenden Geschwister bei Stel-
lung des Antrags auf Familienasyl noch minderjährig 
sind (vgl. § 26 Abs. 3 AsylG).    


6.  Zu welchem Zeitpunkt kann bzw. ist der Antrag auf Familienasyl bzw.  
internationalen Schutz für Familienangehörige gem. § 26 AsylG zu stellen?


ACHTUNG 
Wenn möglich, insbesondere aber in den Fällen, in 
denen von dem abgeleiteten Flüchtlingsschutz ein 
weiterer Familiennachzug abhängt, sollte der Fami-
lienasylantrag innerhalb der zweiwöchigen Frist ge-
stellt werden, um zu vermeiden, dass ein abgeleiteter 
Schutz vom Bundesamt wegen Überschreitens der 
Zwei-Wochen-Frist negiert und bspw. nur ein subsi-


diärer Schutz zuerkannt wird. Dies gilt z.B. bei Fami-
lienangehörigen von unbegleiteten Minderjährigen 
(UMF). Auf Grund des erschwerten Familiennach-
zuges von Geschwisterkindern sind viele Familien 
genötigt, sich zu trennen, sodass z.B. zunächst nur 
ein Elternteil nachzieht und der andere Elternteil bei 
den Geschwisterkindern im Ausland verbleibt. Erhält 


Gem. § 26 AsylG werden die von dieser Norm begün-
stigten Familienangehörigen „auf Antrag“ als Asylbe-
rechtigte bzw. international Geschützte anerkannt, 
sodass ein formaler Antrag auf Familienasyl beim Bun-
desamt zu stellen ist. 


Für Ehegatt/-innen und eingetragene Lebenspart-
ner/-innen sowie für Eltern von minderjährigen ledi-
gen Schutzberechtigten gilt als weitere Bedingung: 
die Familienangehörigen müssen entweder vor der 
Zuerkennung des Schutzstatus an die stammberech-
tigte Person eingereist sein oder den Asylantrag „un-
verzüglich“ nach der Einreise stellen (vgl. § 26 Abs. 1 
S. 1 Nr. 3 und Abs. 3 S. 1 Nr. 3 AsylG). Die erste Alter-
native – Asylantrag vor Schutzzuerkennung – findet 
z.B. Anwendung auf Familien, die im Familienverbund 
nach Deutschland geflohen sind und zeitgleich bzw. 
zeitnah einen Asylantrag gestellt haben, sofern nur ein 
Familienmitglied asylrelevante Gründe vorträgt. Die 
zweite Alternative – „unverzügliche“ Asylantragstel-
lung – ist bspw. für Familienangehörige von Bedeu-
tung, die erst nach der Zuerkennung des Schutzstatus 
an die stammberechtigte Person im Rahmen des Fami-
liennachzuges nach Deutschland einreisen.


Bei dem Begriff „unverzüglich“ handelt es sich um einen 
unbestimmten Rechtsbegriff, der nach der Legaldefi-
nition des BGB „ohne schuldhaftes Zögern“ bedeutet 
(vgl. § 121 Abs. 1 BGB). In der Rechtsprechung wird 
darunter in der Regel ein Zeitraum von zwei Wochen 
verstanden. Allerdings erfordert die Beurteilung, ob 
die Antragstellung ohne schuldhaftes Zögern erfolgt 
ist, stets eine Einzelfallbetrachtung. So kommt es in 
diesem Zusammenhang nicht nur darauf an, dass ein 
Antrag möglichst bald nach der Einreise gestellt wird, 
sondern dass dieser auch sachgemäß ist. Daraus folgt, 
dass eine Asylantragstellung auch bei Überschreiten 
der Zwei-Wochen-Frist durchaus noch als unverzüglich 
zu werten sein kann, sofern sich die Betroffenen durch 
eine Flüchtlings- oder Migrationsberatungsstelle bzw. 
eine/n Rechtsanwält/-in zunächst zu ihrer aufenthalts- 
und asylrechtlichen Situation beraten lassen haben, um 
die Frage zu klären, ob ein Asylantrag tatsächlich auch 
rechtlich sinnvoll, d.h. sachgemäß ist. Auch die Frage 
der Orientierung und des „Ankommens“ in Deutschland 
nach einer oft langen Zeit der Familientrennung und 
des Ausharrens in Transitstaaten dürften bei der Frage 
der „Unverzüglichkeit“ zu berücksichtigen sein. Nicht 
selten stehen nach einer Ankunft häufig zunächst zen-
trale Fragen, wie z.B. die Anmeldung, die Wohnungs-
suche, das Wiedersehen oder auch eine dringend benö-
tigte medizinische Versorgung im Vordergrund.



http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__121.html
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der nachgezogene Elternteil in Deutschland den ab-
geleiteten Flüchtlingsschutz i.S.d. GFK, hat er einen 
Anspruch darauf, den anderen Elternteil – sofern es 
sich um eine anerkannte Ehe handelt – und die rest-
lichen minderjährigen ledigen Kinder im Rahmen 
des privilegierten Familiennachzuges nach § 29 Abs. 
2 AufenthG nach Deutschland nachziehen zu lassen 
(s.o.). Wird der „Familienasylantrag“ jedoch abgelehnt 
und der Elternteil erhält bspw. nur subsidiären Schutz 
oder nationale Abschiebungsverbote, ist ein Nachzug 
– Stand heute – nicht bzw. nur unter erschwerten Vo-
raussetzungen des § 29 Abs. 3 AufenthG möglich.  Zu 
beachten gilt jedoch, dass bei einer Asylantragstel-
lung innerhalb der Zwei-Wochen-Frist unter Umstän-
den eine zeitweilige Unterbringungsverpflichtung in 
einer Landeserstaufnahmeeinrichtung entsteht (s. 
hierzu näher Nr. 7).


Grundsätzlich gilt jedoch: Sofern der „Familien-
schutz“ i.S.d. § 26 AsylG vom Bundesamt abgelehnt 
wird und nur ein minderer bzw. gar kein Schutzsta-
tus erteilt wird, sollte unbedingt innerhalb der Kla-
gefrist von zwei Wochen geklärt werden, ob hierge-
gen Klage eingereicht werden soll. So lassen sich die 
Gründe für eine verspätete Antragstellung im Klage-
verfahren darlegen und erläutern, weshalb es sich 
nicht um schuldhaftes Zögern der Antragstellenden 
handelt. Offen ist zudem, ob das Kriterium der „Un-
verzüglichkeit“ – insbesondere das enge Zeitfenster 
von zwei Wochen – europarechtskonform ist. So 
sieht Art. 10 Abs. 1 der AsylVerfRL vor, „dass Anträge 
auf internationalen Schutz nicht allein deshalb ab-
gelehnt oder von der Prüfung ausgeschlossen wer-
den,“ dürfen, „weil die Antragstellung nicht so rasch 
wie möglich erfolgt ist.“ 


7.  Wo ist der Familienasylantrag zu stellen: in der Außenstelle des Bundes-
amtes oder in der Zentrale? Persönlicher oder schriftlicher Antrag –  
Das ist hier die Frage


Für minderjährige Kinder von Schutzberechtigten gilt 
der oben beschriebene Unverzüglichkeitsgrundsatz 
bereits nach dem Wortlaut des § 26 Abs. 2 AsylG expli-
zit nicht. Hier ist lediglich zu berücksichtigen, dass das 
Kind zum Zeitpunkt des Antrags auf Familienasyl noch 
minderjährig sein muss (s.o.). 


Auch der Antrag auf Familienasyl bzw. internationalen 
Schutz für Familienangehörige gem. § 26 AsylG un-
terliegt den allgemeinen Bestimmungen des Asylge-
setzes. Deshalb spielt die Frage des Zeitpunkts der An-
tragstellung auch eine wichtige Rolle bei der Frage, ob 
der Asylantrag gem. § 14 Abs. 1 AsylG persönlich bei 
der zuständigen Außenstelle des Bundesamtes oder 
aber gem. § 14 Abs. 2 AsylG schriftlich bei der Zentra-
le des Bundesamtes in Nürnberg zu stellen ist. Davon 
wiederum abhängig ist die Frage, ob die nachgezo-
genen Familienangehörigen gem. § 47 Abs. 1 AsylG 
verpflichtet sind, (zunächst) in einer (Landes-)Aufnah-
meeinrichtung zu wohnen.


Für Ehegatt/-innen, eingetragene Lebenspartner/-in-
nen sowie Eltern von minderjährigen ledigen Kindern 
gilt: Nur sofern sie im Besitz eines Aufenthaltstitels14 mit 
einer Gesamtgeltungsdauer von mehr als sechs Mo-
naten (= mind. sechs Monate und einen Tag) sind, ha-
ben sie den Asylantrag schriftlich beim Bundesamt in 
Nürnberg zu stellen (vgl. § 14 Abs. 2 Nr. 1 AsylG). Dabei 
kommt es nicht darauf an, dass der Aufenthaltstitel noch 
sechs Monate gültig ist, vielmehr muss er ursprünglich 
für einen Zeitraum von insgesamt mehr als sechs Mona-
ten erteilt worden und zum Zeitpunkt des Asylantrages 
noch gültig sein. Ausreichend ist es auch, wenn sich die 
Gesamtgeltungsdauer von mehr als sechs Monaten aus 


14 Die sieben Aufenthaltstitel nach dem AufenthG sind: Visum, Aufent-
haltserlaubnis, Blaue Karte EU, ICT-Karte, Mobiler-ICT-Karte, Niederlassungs-
erlaubnis, Erlaubnis zum Daueraufenthalt EU (vgl. § 4 Abs. 1 AufenthG). 



http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/gesetzetexte/Aenderungs_VerfahrensRL.pdf

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__26.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__14.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__14.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__47.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__14.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__4.html
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der Verlängerung des Aufenthaltstitels ergibt. Mit der 
schriftlichen Asylantragstellung entfällt die gesetzliche 
Verpflichtung zur Unterbringung in einer Erstaufnah-
meeinrichtung gem. § 47 Abs. 1 AsylG. Somit könnten 
die Familienangehörigen weiterhin in der Kommune 
leben, in der die stammberechtigte Person lebt. Dies 
wäre also dann der Fall, wenn die Familienangehörigen 
bereits im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 30, 
32 oder 36 AufenthG sind und diese die erforderliche 
Gesamtgeltungsdauer aufweist.


Sofern der Asylantrag zu einem Zeitpunkt gestellt wird, 
zu dem die Person noch im Besitz des Visums ist, ist der 
Asylantrag i.d.R. nicht schriftlich, sondern persönlich bei 
der Außenstelle des Bundesamtes zu stellen. Zwar han-
delt es sich bei dem Visum ebenfalls um einen Aufent-
haltstitel. Allerdings wird das Visum meist nur für einen 
Gültigkeitszeitraum von weniger als sechs Monaten 
ausgestellt. Damit fallen die Personen nicht unter die pri-
vilegierte Gruppe des § 14 Abs. 2 AsylG, sondern unter 
die Gruppe des § 14 Abs. 1 AsylG. In diesen Fällen ent-
steht also die im Regelfall vorgesehene Verpflichtung zur 
Unterbringung in einer Erstaufnahmeeinrichtung gem.  
§ 47 Abs. 1 AsylG. Dort heißt es nämlich: „Ausländer, die 
den Asylantrag bei einer Außenstelle des Bundesamtes zu 
stellen haben (§ 14 Abs. 1), sind verpflichtet, bis zu sechs Wo-
chen, längstens jedoch bis zu sechs Monaten, in der für ihre 
Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen.“


In der Praxis kann dies zur Folge haben, dass bei einer 
unverzüglichen Asylantragstellung die Familienangehö-
rigen für einen Zeitraum von bis zu mehreren Wochen / 
Monaten getrennt werden – bis sie eine formale Zuwei-
sung in die Kommune der stammberechtigten Person 
erhalten haben. Um diese zwischenzeitliche Familien-
trennung zu vermeiden, gibt es zwei Möglichkeiten. 


Zum einen sollten die Familienangehörigen unmittel-
bar nach der Einreise bei der Ausländerbehörde den 
Antrag auf Erteilung der entsprechenden familiären 
Aufenthaltserlaubnis (§§ 30, 32, 36 Abs. 1 oder 2 Auf-
enthG) stellen. Die Ausländerbehörde hat dann die 
Möglichkeit, die entsprechende Aufenthaltserlaubnis 
mit einer Gesamtgeltungsdauer von mehr als sechs 
Monaten in Papierform zu bescheinigen; der elektro-
nische Aufenthaltstitel (eAT) wird erst später ausge-
stellt, da dieser von der Ausländerbehörde erst in der 
Bundesdruckerei in Auftrag gegeben werden muss. 


Da die Ausländerbehörden die Voraussetzungen für 
die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis bereits im Vi-
sumsverfahren geprüft haben, ist eine unverzügliche 
Bescheinigung und Eintragung des entsprechenden 
Aufenthaltsrechts im Ausländerzentralregister (AZR) 
durchaus denkbar und möglich. Sofern die Ausländer-
behörde nicht kurzfristig entscheiden kann, ob die Vo-
raussetzung für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
erfüllt sind, hat sie eine Fiktionsbescheinigung gemäß 
§ 81 Abs. 4 AufenthG auszustellen (sog. „Fortgeltungs-
fiktion“). Diese ist einem Aufenthaltstitel gleichgestellt. 
Wird sie für einen Gültigkeitszeitraum von mehr als 
sechs Monaten ausgestellt, so greift also auch hier § 14 
Abs. 2 S. 1 Nr. 1 AsylG, wonach der Asylantrag schrift-
lich beim Bundesamt zu stellen ist15. An dieser Stelle ist 
es ratsam, bei der Ausländerbehörde konkret anzure-
gen, eine Aufenthaltserlaubnis oder Fiktionsbeschei-
nigung von mehr als sechs Monaten auszustellen, mit 
Verweis auf die sonst entstehende Wohnpflicht. Auf 
diesem Wege wird den Familien die erneute Trennung 
und die Unterbringung in großen Lagern erspart. 


Ist der Asylantrag schriftlich beim Bundesamt zu stel-
len empfiehlt es sich diesen sowohl per Fax als auch 
postalisch zu versenden und den Sendebericht auf-
zubewahren. Damit lässt sich im Zweifelsfall belegen, 
dass der Antrag unverzüglich nach der Einreise ge-
stellt worden ist bzw. zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung Minderjährigkeit vorlag (s.o.).


In den Fällen, in denen sich die Ausländerbehörden 
nicht darauf einlassen, das Aufenthaltsrecht innerhalb 
von zwei Wochen nach der Einreise zu bescheinigen 
oder eine Fiktionsbescheinigung nur für die Dauer von 
sechs Monaten oder kürzer  ausstellen, besteht entwe-
der die Möglichkeit, die Erteilung der Aufenthaltser-
laubnis abzuwarten – hier besteht jedoch die Gefahr, 
dass der Antrag auf Familienasyl wegen des Unverzüg-
lichkeitskriteriums negativ entschieden wird – oder 
die Familieneinheit nach einer Erstregistrierung in der 
entsprechenden Landesstelle mittels einer Besuchser-
laubnis des Bundesamtes sicherzustellen, sodass bis 
zur formalen Zuweisung, dennoch ein Zusammenle-
ben am Wohnort der stammberechtigten Person mög-
lich ist. Sofern von dem abgeleiteten Schutzstatus ein 
weiterer Familiennachzug abhängen sollte – z.B. bei 
Eltern und Geschwistern von UMF (s.o.) – ist derzeit 


15 Bruns, in: Hofmann, Ausländerrecht, 2. Aufl., § 14 AsylG Rdn. 4



http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__47.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__47.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__14.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__14.html
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8.  Kann eine familiäre Aufenthaltserlaubnis trotz „Familienasylantrages“  
erteilt werden? Welchen Aufenthaltsstatus haben die Familienangehörigen 
während der Prüfung des „Familienasylantrages“?


Sofern die Voraussetzungen für die familiäre Aufent-
haltserlaubnis vorliegen, kann die Ausländerbehörde 
die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis bzw. die Ertei-
lung einer Fiktionsbescheinigung mit Verweis auf den 
Asylantrag nicht verweigern, da – mit Ausnahme des § 
36 Abs. 2 AufenthG – ein Anspruch auf Erteilung vor-
liegt. So regelt § 10 Abs. 1 AufenthG, dass ein Aufent-
haltstitel in den Fällen eines gesetzlichen Anspruches, 
auch während eines laufenden Asylverfahrens erteilt 
werden kann. Während der Gesetzeswortlaut eine 
„kann“-Regelung vorsieht, werden die Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften (AVwV) zum AufenthG hier-
zu noch deutlicher. Dort heißt es: „Ein Aufenthaltstitel, 
auf den ein gesetzlicher Anspruch besteht, ist zu erteilen, 
auch wenn das Asylverfahren noch nicht bestandskräftig 
abgeschlossen ist.“ (Nr. 10.1.3 AVwV AufenthG). 


Auch stellt die Asylantragstellung allein keinen Erlö-
schenstatbestand i.S.d. § 51 Abs. 1 Nr. 8 AufenthG dar. 
Dieser regelt zwar, dass bestimmte Aufenthaltserlaub-
nisse durch die Stellung eines Asylantrages per Gesetz 
erlöschen. Allerdings sind die familiären Aufenthalts-
erlaubnisse (§§ 27-36 AufenthG) hier nicht genannt.16 


Für Inhaber/-innen von Aufenthaltstiteln mit einer 
Gesamtgeltungsdauer von sechs Monaten oder weni-
ger bleibt jedoch zu beachten, dass diese zwar nicht 
nach § 51 AufenthG, wohl aber nach § 55 Abs. 2 AsylG 
mit der Stellung des Asylantrages erlöschen. Auch  


16 Lediglich die Aufenthaltserlaubnisse nach den §§ 22, 23 sowie § 25 
Abs. 3 bis 5 AufenthG erlöschen nach dieser Norm durch die Stellung 
eines Asylantrages.


Fiktionsbescheinigungen mit einem Gültigkeitszeit-
raum von sechs Monaten oder weniger erlöschen 
nach dieser Norm. Gleiches gilt für Fiktionsbescheini-
gungen, die zwar für mehr als sechs Monate ausgestellt 
worden sind, sofern der vorherige Aufenthaltstitel nur 
eine Gesamtgeltungsdauer von weniger als sechs Mo-
naten umfasste. Dies betrifft die Familienangehörigen, 
die nach der Einreise keine Aufenthaltserlaubnis, son-
dern lediglich eine Fiktionsbescheinigung von mehr 
als sechs Monaten erhalten haben, da das Visum in der 
Regel nicht für mehr als sechs Monate ausgestellt wird. 
Für diese Fallgruppe gilt also, dass sie den Asylantrag 
zwar gem. § 14 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 AsylG schriftlich beim 
Bundesamt stellen können und sie dadurch nicht ver-
pflichtet sind, sich in eine Erstaufnahmeeinrichtung 
zu begeben, die Fiktionsbescheinigung per Gesetz 
jedoch durch den „Familienasylantrag“ erlischt. Das 
Erlöschen des Aufenthaltstitels bzw. der Fiktionsbe-
scheinigung hat zur Folge, dass die Personen lediglich 
eine Aufenthaltsgestattung (§ 55 AsylG) erhalten und 
dementsprechend u.a. hinsichtlich der Sozial- oder 
Familienleistungen sowie beim Arbeitsmarkt einge-
schränkten Zugängen unterliegen. 


Inhaber/-innen eines Aufenthaltstitels von mehr als 
sechs Monaten behalten diesen bei und erhalten zu-
sätzlich eine Aufenthaltsgestattung. Ihre Rechte rich-
ten sich jedoch nach dem „besseren“ Aufenthaltsrecht, 
d.h. nach dem familiären Aufenthaltsrecht.


die zweite Variante zu empfehlen, um sicher zu ge-
hen, dass der Flüchtlingsschutz auch tatsächlich erteilt 
wird. In jedem Fall sollte der Antrag auf Aufenthaltser-
laubnis sowie der Antrag auf Familienasyl bei der für 
den Stammberechtigten zuständigen Ausländerbe-
hörde bzw. Außenstelle des BAMF gestellt werden mit 
dem Hinweis, dass gemäß Art. 12 und 23 Abs. 2 der EU 
Aufnahmerichtlinie (RICHTLINIE 2013/33/EU) die Fami-
lieneinheit zu wahren ist. 



http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__10.html

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__51.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__55.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__14.html
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